
Bundessozialgericht
— 11 RA 19/84 -

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.....oooooonoccqool.0.0.0.0.........Oloooouooc0.00.0000,

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: ................................,

g e g e n

‚...,...‚.',...„......nooooooonoooooo...ooonoooooootco‚

’Beklagte und Revisionsbeklagte.
;

//
*/’/

}

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 18. März 4982
für Recht erkanntzjf

/

Das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 27. Feb—

ruar 1984 wird aufgehoben, soweit die Klage auf Gewährung einer

Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit abgewiesen

wordenist; insoweit wird die Sache zu neuer Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen.
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G r ü n d e :

Der Kläger begehrt Rente wegen Erwerbsunfähigkeit; streitig

ist die Erfüllung der Wartezeit.

Der 1917 geborene Kläger studierte nach dem Abitur von April

1956b13 März 1958 an der Hochschule für Lehrerbildung in

C , war danach bis Oktober 1958 im Beamtenverhältnis

auf Widerruf Lehrer und leistete sodann Reichsarbeitsdienst,

Wehrdienst und Kriegsdienst; im August 1949 kehrte er aus

der KriegSgefangenschaft zurück. Von September 1949 bis Feb-

ruar 1954 war er Schulamtsanwärter und Lehrer im Gebiet der

heutigen DDR. Nach seiner Flucht aus der DDR wurde er ab

16. April 1954 im Verwaltungsbezirk Oldenburg zunächst bis

50. Juni 1955 im Angestelltenverhältnis, sodann im Beamten—

verhältnis als Lehrer beschäftigt; seit August 1977 befindet

er sich im Ruhestand. Die fürden Kläger für die Zeit vom
16. April 1954 bis 50. Juni 1955 entrichteten Beiträge wurden

ihm mit Bescheid vom 51. März 1958 nach 5 82 Angestelltenver-
sicherungsgesetz (AVG) erstattet.

Im November 1975 wandte sich der Kläger an die Beklagte mit

dem Verlangen, die Beitragserstattung rückgängig zu machen;

sie sei zu Unrecht erfolgt, auch habe er seinerzeit nicht

erkannt, daß er mit der Erstattung auch seine Rechte aus den
in der DDR zurückgelegten Beitragszeiten und aus den Ersatz-
zeiten verlieren würde. Die Beklagte lehnte den Antrag mit

Bescheid vom 5. Januar 1975 und Widerspruchsbescheid vom
16. Juni 1975 ab. Im Januar 1977 beantragte der Kläger eine

Überprüfung der Angelegenheit mit dem Hinweis auf den Fall
eines Kollegen, dem Beiträge nach 5 75 G 151 erstattet worden

seien; er legte eine Bescheinigung des Niedersächsischen Lan—

desverwaltungsamtes vom 11. November 1976 vor, wonach er am
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8. Mai 1945 den Rechtsstand eines Beamten auf Widerruf gehabt

habe und mit dem Ablauf dieses Tages als entlassen gelte. Darauf
erkannte die Beklagte mit Bescheid vom 7. Dezember 1977 im

Versicherungsausweis des Klägers eingetragene Zeiten vom
1. Januar 1952 bis 17. Februar 1954 als Beitragszeiten nach
5 15 Fremdrentengesetz (EEG) an. Über einen Antrag des Klägers

auf Anerkennung weiterer Versicherungszeiten im Kontenklärungs—

verfahren hat die Beklagte wegen des im Mai 1978 gestellten Ren-

tenantrages nicht mehr entschieden.

Die Beklagte lehnte die Gewährung von Rente wegen Berufsunfä-

higkeit oder Erwerbsunfähigkeit mit Bescheid vom 21. Juni 1978

ab, weil die Wartezeit von 60 Monaten nicht erfüllt sei. Wider-

spruch, Klage und Berufung hatten keinen Erfolg. Das Landessc—

zialgericht (LSG) hat seine Entscheidung damit begründet, daß
lediglich die mit Bescheid vom 7. Dezember 1977 anerkannten 26

Beitragsmonate auf die Wartezeit anrechenbar seien. Alle übrigen

Zeiten würden von der Verfallswirkung des 5 82 Abs 7 AVG erfaßt.
Daran ändere auch hinsichtlich der Ersatzzeiten die Anerkennung

der 26 Beitragsmonate nichts, da die Anrechnung dieser Zeit

nicht auf einer Beitragsleistuns nach der Erstattung beruhe.

Die Beitragserstattung könne auch nicht rückgängig gemacht

werden. Die Beklagte habe sich im Berufungsverfahren hierzu ab—

lehnend geäußert; darin liege in Anbetracht des bisherigen Ver-

fahrensablaufs eine überprüfbare und in entsprechender Anwen-

dung der 55 455 Abs 4, 96 Abs 4 Sozialgericht8gesetz (see) in
das Verfahren einzubeziehende Verwaltungsentscheidung. Diese

sei zu Recht ergangen. 5 79 AVG aF komme für eine Beseitigung
der Beitragserstattung nicht in Betracht. Auch die Vorausset—

zungen des 5 1744 Abs 1 Nr 6 Reichsversicherungsordnung (EVO)

aF seien nicht erfüllt. Die Rechtsstandsbescheinigung nach dem

G 151 vom 11. November 1976 stelle eine "nadhträglich aufge—
fundene" Urkunde deswegen nicht dar, weil sie bereits aufgrund

des 2. Änderung3gesetzes zum G 454 vom 44. September 4957 und
damit vor der Erteilung des Erstattungsbescheides hätte er—
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richtet werden können. Damit sei nach Art II 5 40 Abs 2 SGB X

eine Anwendung der 55 44 bis 49 SGB X ausgeschlossen.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger eine

Verletzung der 55 1744 Abs 4 Nr 6 RVOaF, 75 G 451, 82 Abs 4
AVG, 105, 128 Abs 1 S 1, 151 Abs 1 SGG. Das LSG habe zu Un-

recht eine Anwendung von 5 1744 Abs 1 Nr 6 BVD aF abgelehnt;

die Erstattung nach 5 82 AVG müsse in eine solche nach 5 75
G 151 umgedeutet werden. Die Klage sei aber auch deswegen be-

gründet, weil die Beklagte unter dem Gesichtspunkt des sozial-

rechtlichen Wiederherstellungsanspruchs die Folgen der Beitrags-

erstattung beseitigen müsse. Die Beklagte habe zwar trotz der

vernichteten Erstattungsakten behauptet, daß der Kläger damals

über seine Beschäftigung in der DDR keine Angaben gemacht oder

Unterlagen beigebracht habe, das sei jedoch eine durch nichts

bewiesene Vermutung. Das LSG sei daher gehalten gewesen, der

Behauptung der Beklagten nachzugehen und den Sachverhalt auf-

zuklären; dieser Verpflichtung sei es nicht nachgekommen.

Der Kläger beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen, den ablehnenden Bescheid

der Beklagten in Gestalt des Widerspruchsbescheides so—
wie den Erstattungsbescheid vom 51. März 1958 aufzuheben

und die Beklagte zur Gewährung einer Rente wegen Erwerbs-

unfähigkeit unter Anrechnung aller zurückgelegten Bei-

trags— und Ersatzzeiten zu verurteilen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche
Verhandlung einverstanden erklärt.
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II

1. Die Revision des Klägers ist unbegründet, soweit er eine
Aufhebung des Erstattungsbescheides vom 51. März 1958 ver—

langt. Dessen Aufhebung durch das Gericht wäre nur auf eine

gegen diesen Bescheid gerichtete Anfechtungsklage möglich,

die der Kläger nicht erhoben hat. Ihm geht es offenbar um
die Verurteilung der Beklagten zur Aufhebung (Rücknahme)

des Bescheides.Jedoch hat er ebenfalls keine Anfechtungs—

und Verpflichtungsklage nach einem vor Beginn des Rechts-

streits die Aufhebung des Erstattungsbescheides ablehnenden

Verwaltungsakt der Beklagten erhoben. Es bleibt daher nur
zu fragen, ob das Begehren dennoch kraft einer entsprechen—

den Anwendung des 5 96 Abs 1 SGG Verfahren3gegenstand ge-
worden ist. Dies hat das LSG zu Unrecht angenommen.

Nach 5 96 Abs 1 SGG, der nach 5 155 Abs 1 SGG auch im Beru-
fungsverfahren gilt, wird ein Verwaltungsakt, der nach Kla-

geerhebung den angefochtenen Verwaltungsakt abändert oder
ersetzt, Gegenstand des Verfahrens. Diese Vorschrift setzt

also, und zwar auch bei einer entsprechenden Anwendung (vgl

dazu SozR 1500 5 96 Nr 15), voraus, daß ein neuer Verwaltungs-

akt ergangen ist. Es mag nun sein, daß ein solcher Verwal—

tungsakt ausnahmsweise einmal auch in einem Schriftsatz

eines Versicherungsträgers im sozialgerichtlichen Verfahren

gefunden werden kann (vgl SozR 2200 5 1519 Nr 5). In aller
Regel sind diese Schriftsätze jedoch reine Prozeßäußerungen.

Soll ein Schriftsatz dennoch zugleich einen Verwaltungsakt
enthalten, dann müßte der Schriftsatz schon aus Gründen der

Rechtsklarheit deutlich den Willen des Versicherungsträgers

zur Regelung eines Einzelfalles gegenüber einem anderen
Beteiligten auf diese Weise erkennen lassen (BSGE 10, 219,

221; vgl auch BSGE ?, 152, 155). Das trifft bei dem Schrift-

satz der Beklagten vom 10. Oktober 1980 nicht zu. Er ent-

hält nach seinem eindeutigen Wortlaut lediglich eine Stel-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2.

lungnahme des Versicherungsträgers, nämlich eine Äußerung zur
Rechtslage, zu der die Beklagte von der Berichterstatterin

aufgefordert worden war. Ihm mögen die Gründe zu entnehmen

sein, mit denen die Beklagte das Begehren des Klägers auf Auf—

hebung des Erstattungsbescheides hätte ablehnen können (vgl

BSGE10 aaO S 222); daß die Beklagte mit ihm nicht nur eine
Anfrage des Gerichts beantworten, sondern außerdem eine Re—

gelung im Verhältnis zum Kläger treffen wollte, ist aber nicht

ersichtlich. Das LSG hätte also über das Begehren des Klägers

auf "Aufhebung des Erstattungsbescheides" nicht sachlich ent—

scheiden dürfen; da es die Klage jedoch insoweit abgewiesen

hat, erweist sich seine Entscheidung hierzu im Ergebnis, wenn
auch nicht in der Begründung als zutreffend; die Revision war
daher insoweit zurückzuweisen (@ 170 Abs 1 Satz 2 SGG).

Begründet ist die Revision dagegen, soweit das LSG einen An—

spruch des Klägers auf Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU)

oder Berufsunfähigkeit (BU) wegen nicht erfüllter Wartezeit ver-
neint hat;i11diesem Teil ist das Urteil des BSG aufzuheben

und der Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweisen.

Auszugehen ist hierbei davon, daß die Beklagte in ihrem Be—
scheid vom 7. Dezember 1977, wenn auch fehlerhaft, 26 Bei-

tragsmonate von Januar 1952 bis Februar 1954 als Beitrags-

Zeiten 18 des 5 15 FRG mit bindender Wirkung (5 77 SGG) an-
erkannt, dh festgestellt hat. Das hat zur Folge, daß diese
Zeiten, obwohl bis zu dem Bescheid vom 7. Dezember 1977 gem
5 82 Abs 7 AVG "Ansprüche" aus ihnen au3geschlossen waren,
nun dennoch auf die hier 60 Monate umfassende Wartezeit für

eine Rente wegen EU oder EU (55 25 Abs 5, 24 Abs 5 AVG)

anrechenbar sind.

Dagegen ist hinsichtlich der übrigen vom Kläger zurückgelegten
Beitragszeiten die Verfallswirkung des Erstattungsbescheides
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nach 5 82 Abs 7 AVG bestehen geblieben. Der Kläger möchte dem

zwar durch Geltendmachen eines sozialrechth■chen Herstellungs—

anspruchs begegnen; hierfür fehlt es aber bereits an einem An—

halt für eine Pflichtverletzung der Beklagten. Der Kläger hat

selbst nicht behauptet, er habe im Erstattungsverfahren Angaben
über die Zurücklegung von BeitragSZeiten in der heutigen DDR

oder sonstige Angaben, die eine Erstattung ausschlossen, ge—
macht; er hat sich auch im Revisionsverfahren darauf beschränkt,

eine mangelnde Aufklärung durch das LSG zu rügen. Diese Rüge

einer Verletzung von 5 105 SGGscheitert aber schon daran, daß
nicht dargetan ist, inwiefern das LSG in diesem Punkt zu Ermitt-

lungen gedrängt geWe3en sein soll.

Anders verhält es sich indessen mit den vom Kläger von 1958

bis August 1949 zurückgelegten Ersatzzeiten nach 5 28 Abs 1 Nr 1

AVG; sie sind entgegen der Auffassung des LSG auf die Wartezeit

für die BU- bzw EU—Rente anzurechnen, weil durch die im Bescheid

vom 7. Dezember 1977 anerkannten Beitragszeiten die Vorausset—

zungen des 5 28 Abs 2 Satz 2 Buchst a AVG erfüllt werden. Die
Beklagte hat diese Zeiten nämlich als Pflichtbeitragszeiten

nach S 15 FRG anerkannt; die ihnen zugrunde liegende Beschäfti-

gung steht mithin nach 5 15 Abs 1 Satz 2 FRG einer rentenversi—

cherungspflichtigen Beschäftigung im BundeSgebiet gleich; diese

Beschäftigung ist auch innerhalb von drei Jahren nach dem Ende

der Ersatzzeiten aufgenommen werden.

Die durch den Erstattungsbescheid vom 51. März 1958 ausgelöste

Verfallswirkung nach 5 82 Abs 7 AVG steht der Anrechnung dieser
Ersatzzeiten auf die Wartezeit nicht entgegen. Dabei ist schon

zweifelhaft, ob die Ersatzzeiten überhaupt vor dem Bescheid vom

7. Dezember 1977 von der Verfallswirkung der genannten Vor-

schrift erfaßt worden waren. Geht man, wie das die Beklagte in

dem Bescheid vom 7. De2ember 1977 offenbar getan hat, davon aus,

daß der Kläger erst seit dem 1. Januar 1952 eine versicherunge-

pflichtige Beschäftigung in der heutigen DDR auSgeübt hat, so
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waren die Ersatzzeiten zur Zeit der Erstattung im Jahre 4958

nicht anrechenbar, weil durch erst im Januar 4952 beginnende

Beitragszeiten der damals noch erforderliche Anschluß von zwei

Jahren nach dem Ende der Ersatzzeit nicht gewahrt wurde; erst

durch das Rentenversicherungsänderungsgesetz vom 9. Juni 4965

(BGBl I 476) wurde die Anschlußzeit auf drei Jahre verlängert.

Die Ersatzzeiten wären dann zur Zeit der Erstattung keine Ver—

sicherungszeiten iS von 5 82 Abs 7 AVG gewesen. Wie der erkennende

Senat bereits früher ausgeführt hat (SozR Nr 45 zu 5 4505 EVO),

erstreckt sich die Ausschlußwirkung des 5 82 Abs 7 AVG aber

nicht auf Zeiten, die erst eine Gesetzesänderung rückwirkend

zu Versicherungszeiten gemacht hat; gerade daraus, daß die Er-

satzzeiten das Schicksal der Beitragszeitenteilen, von denen
sie abhängen, folgt, daß sie von einer Beitragserstattung

nicht betroffen sein können, wenn es an verfallenen Beitrags-

zeiten fehlt, auf denen die Anrechenbarkeit hätte beruhen

können.

Aber auch wenn, wofür es freilich an ausreichenden Feststel-

lungen fehlt, der Kläger, wie er behauptet, bereits von Sep—

tember bis Dezember 4954 oder 50gar schon alsbald nach der Ent-

lassung aus der Gefangenschaft Pflichtbeitragszeiten zurückge—

legt haben sollte, die zur Zeit des Erstattungsbescheides nach
5 4 Abs 2 Nr 4 des Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes vom
7. August 4955 anrechenbar waren, könnte das zu keinem anderen

Ergebnis führen. Zwar wären dann, weil die Zweijahresfrist

des 5 28 Abs 2 Satz 2 AVGin der damaligen Fassung gewahrt
gewesen wäre, die Ersatzzeiten von der Verfallswirkung des 5 82
Abs 7 erfaßt werden. Diese Vorschrift schließt "weitere An-

3prüche aus den bisher zurückgelegten Versicherungszeiten" aus,
sie betrifft damit auch Ersatzzeiten, die zur Zeit des Erstat—
tungsbescheides schon als solche anrechenbar und damit Ver—

sicherungszeiten iS des 5 27 Abs 4 Buchst b AVGgewesen sind.
Das bedeutet jedoch nicht, daß die Ersatzzeiten endgültig bei
keinem späteren Versicherungsfall mehr berücksichtigt werden
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könnten. Ersatzzeiten sind als solche versicherungsrechtlich

ohne Bedeutung; ob eine Ersatzzeit als Versicherungszeit an-
rechenbar ist, hängt außer vom Vorliegen eines der Tatbestände

des 5 28 Abs 4 AVG davon ab, ob im Zeitpunkt des Versicherungs—

falles eine der Voraussetzungen des 5 28 Abs 2 AVGerfüllt ist.
Diese Voraussetzungen für die Anrechenbarkeit einer Ersatzzeit

können aber auch noch nach einem Erstattungsbescheid verwirk-

licht werden. Dabei ist außer an die Fälle einer Gesetzesände—

rung und einer Nachentrichtung nach Art 2 5 54a des Angestell-

ten—Versicherungs—Neuregelung3geset2es (AnVNG) insbesondere an
den Fall einer fortlaufenden Beitragsentrichtüng für einer
versicherungspflichtige Beschäftigung zu denken, durch die den

Erfordernissen des 5 28 Abs 2 Satz 2 Buchst 0 AVG genügt wird.
Es ist nicht ersichtlich, daß 5 82 Abs 7 AVG auch die Auswir-

kungen solcher neu eintretender Tatbestände auf die Anrech—

nung früher zurückgelegter Ersatzzeiten ausschließen sollte.
Hier muß darum der Grundsatz gelten und Vorrang haben, daß die

Ersatzzeiten das Schicksal der Beitragszeiten teilen, die ihre

Anrechnung bewirken (SozR Nr 45 zu 5 4505 EVO; SozR 2200 zu

5 4254 Nr 22). Deswegen können von der Verfallswirkung des 5 82

Abs 7 AVG betroffene Ersatzzeiten durch Erfüllung eines nach

der Erstattung liegenden Sachverhalts erneut Versicherungszeiten

werden (Vgl SozR 2200 5 4254 Nr 22). Dabei kann es keine Rolle

spielen, ob eine von 5 82 Abs 7 AVG erfaßte und damit zunächst

ausgeschiedene Versicherungszeit auf eine andere Weise als

durch eine weitere Beitragsleistung oder eine Gesetzesänderung

wieder zu einer anrechnungsfähigen Versicherungszeit wird. Zu

Unrecht leitet das LSG aus dem Urteil des 4. Senats vom 4. Mai

4976 (SozR 2200 5 4254 Nr 22) den Rechtssatz ab, eine von der
Verfallswirkung betroffene Ersatzzeit werde nur dann wieder an-

rechenbar, wenn durch Beitragsentrichtungen nach der Erstattung

eine neue Möglichkeit zur Anrechnung von Ersatzzeiten begründet

werde; eine dahingehende Aussage ist dem genannten Urteil nicht

zu entnehmen. Sind vor der Erstattung liegende Beitragszeiten

vom Versicherungsträger nach der Erstattung zu Recht (vgl SozR
Nr 45 zu 5 4503 EVO) oder zu Unrecht wieder anerkannt worden,
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so müssen diese Beitragszeiten auch bei der Anwendungvon 5 28
Abs 2 AVG berücksichtigt werden. Für eine Differenzierung

zwischen einer rechtmäßigen und einer unrechtmäßigen Anerkennung

ist kein Raum. Vermöge der Bindungswirkung des Anerkennungs—

bescheides kann im Verhältnis der Beteiligten zueinander die

Feststellung der Beitragszeiten nicht in Frage gestellt werden.

Bei Einbeziehung der Ersatzzeiten hat der Kläger indessen die

Wartezeit für die von ihm begehrte Rente erfüllt. Der Rechts—

streit ist aber bei diesem Klageanspruch noch nicht entschei-

dungsreif. Das LSG hat - von seinem Standpunkt aus zu Recht -
bisher nicht geprüft, ob der Kläger berufsunfähig oder erwerbs-

unfähig ist; es wird dies nunmehr nachzuholen und bei der ihm

obliegenden abschließenden Entscheidung auch über die Kosten

des Revisiönsverfahrens zu befinden haben.
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